
Eine praktische Betrachtung de lege lata und de lege ferenda –
unter besonderer Berücksichtigung der „Sonderfälle“ von Vor-
arbeiten und naturschutzrechtlichem Ersatz und Ausgleich.

„Langwierige Verwaltungsverfahren für die Erteilung von Geneh-
migungen sind eines der Haupthindernisse für Investitionen in Pro-
jekte für Energie aus erneuerbaren Quellen und die damit zusam-
menhängende Infrastruktur. Zu diesen Hindernissen gehören die
Komplexität der geltenden Vorschriften für die Standortauswahl
und für die beh Genehmigungen dieser Projekte, die Komplexität
und Dauer der Bewertung der Umweltauswirkungen dieser Projek-
te und damit verbundenen Energienetze, Probleme iZm dem Netz-
anschluss, Einschränkungen in Bezug auf die Anpassung von Tech-
nologiespezifikationen während des Genehmigungsverfahrens und
Probleme bei der Personalausstattung der Genehmigungsbehörden
oder Netzbetreiber. Um die Umsetzung dieser Projekte zu beschleu-
nigen, müssen Vorschriften erlassen werden, die die Genehmi-
gungsverfahren vereinfachen und verkürzen würden, wobei die
breite öffentliche Akzeptanz der Nutzung von Energie aus erneuer-
baren Quellen zu berücksichtigen ist.“ Was wie das Zitat eines
frustrierten Energiewendebefürworters klingt, ist freilich nicht
frei erfunden. Es ist vielmehr wortwörtlich dem ErwGr 20 der
RED III entnommen.1 Auch wenn man sich die materiellen Be-
stimmungen der RL vor Augen führt, stellt man rasch fest, dass
sich die EU im Wesentlichen über die regulatorische, öffentlich-
rechtliche Flanke den Herausforderungen der Energiewende an-

zunähern versucht, um die durchwegs hochgesteckten Ziele zu
erreichen. Und hochgesteckt sind die in der RED III für 2030
definierten Ziele allemal:
▶ 42,5% der verbrauchten Energie müssen erneuerbar sein; die

MS sind „gemeinsam bestrebt“, 45% zu erreichen.2
▶ 5% der neu installierten Anlagen sollen auf innovativen Tech-

nologien basieren. Die MS haben die Erprobung innovativer
Technologien zu ermöglichen, etwa im Rahmen einer regula-
tory sandbox.3

▶ Grüner Gebäudesektor: 2030 sollen mindestens 49% des
Energieverbrauches von Gebäuden aus erneuerbaren Quellen
stammen.4

▶ Die MS „bemühen“ sich darum, den Anteil erneuerbarer
Energie in der Industrie im Schnitt um jährlich 1,6% zu erhö-
hen. Verbindlicheres gilt für Wasserstoff: 2030 haben mindes-
tens 42% des industriell eingesetzten H2 „grün“ zu sein.5

▶ Der Anteil erneuerbarer Energie im Wärme- und Kältesektor
hat jährlich im Schnitt um 0,8% bzw ab 2026 um 1,1% zu
steigen.6 Im Bereich der Fernwärme und -kälte wird eine Stei-
gerung des Anteils erneuerbarer Energie und Abwärme/-kälte
um jährlich 2,2% angestrebt.7

▶ Der Anteil erneuerbarer Energien in den Kraftstoffen für den
Verkehr soll bei jedem Kraftstoffanbieter mindestens 29% be-
tragen und die Treibhausgas-Intensität um 14,5% verringert
werden.8

Ähnlich auch der Ansatz, der mit der EU-Beschleunigungs-VO9

bereits verfolgt wurde, mit welcher, gestützt auf eine Notfallkom-
petenz,10 der Rat gleich mit einem unmittelbar geltenden Rechts-
akt direkt in die Genehmigungsverfahren für bestimmte Vorha-
ben eingegriffen und nebenbei auch der artenschutz- und was-
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serrechtlichen Interessenabwägung einen gewissen Twist mitge-
geben hat.11

Nicht übersehen werden darf bei all den auf europäischer
(RED III, EU-Beschleunigungs-VO) und österr (E-Infrastruk-
turG12, StEntG13) Ebene gesetzten Bestrebungen, dass sich diese
durchwegs auf die Erlangung der notwendigen Errichtungs- und
Betriebsbewilligungen für die zu erreichende Energiewende und
die hierfür erforderliche Infrastruktur beziehen. Die zivilrecht-
lichen Aspekte bleiben dabei durch die Bank außer Betracht, was
aber gleichzeitig bedeutet, dass in einem in der Praxis durchwegs
relevanten Bereich des gesamten Rechtsrahmens, der für die Um-
setzung der erforderlichen Projekte und Vorhaben nicht minder
von Bedeutung ist, zur Regelung fast alles rein dem jeweiligen
nationalen Gesetzgeber überlassen bleibt; auch letztlich jeder
Aspekt, der die Grundinanspruchnahme für die Errichtung und
den Betrieb von Energieinfrastrukturanlagen betrifft (einen et-
was anderen Weg geht diesbezüglich die Bundesrepublik
Deutschland, die mit dem MaßnahmengesetzvorbereitungsG14

einen Rechtsrahmen für die sog Legalplanung schafft, um Neu-
und Ausbau sowie Änderungen von Verkehrsinfrastruktur durch
Gesetz anstelle eines Verwaltungsakts schafft15). Und gerade im
Bereich der Netze, die aber für die Erreichung der Energiewende
eine ganz zentrale Rolle spielen, ist es typischerweise der Fall,
dass eben fremder Grund und Boden durch die jeweiligen Be-
treiber:innen in Anspruch genommen werden muss, um die er-
forderlichen Verbindungen zwischen den zunehmend dezentra-
ler verorteten Energieerzeugungsanlagen, allfälligen Energiespei-
cheranlagen und dem Verteilernetz zu gewährleisten – was wie-
derum nicht selten zu „massiven Nutzungskonflikten“16 führt.

Der Beitrag stellt einen Versuch dar, diesen vom europäischen
Gesetzgeber kaum bis gar nicht mit beschleunigenden Impulsen
beeinflussten Rechtsbereich anhand der zwei wesentlichsten
Rechtsmaterien für die Energieübertragung, nämlich des GWG
201117 und des Starkstromwegerechts,18 auch hinsichtlich der
Inanspruchnahme von fremdem Grund und Boden auf vorhan-
dene Beschleunigungspotentiale zur Umsetzung der Energie-
wende zu untersuchen. Typischerweise lassen sich die Sachver-
halte, die die Inanspruchnahme von fremdem Grund durch die
Betreiber:innen von Energieleitungen betreffen, in drei Gruppen
einteilen:
▶ Zunächst sind – zur Vorbereitung eines Genehmigungsver-

fahrens – erforderliche Vorarbeiten zu nennen, also bspw
ökologische oder auch (hydro-)geologische Untersuchungen
und Erkundungen, die zur Eruierung des möglichen Trassen-
verlaufes erforderlich oder zumindest dienlich sind.

▶ Eine zweite Gruppe stellen die Fälle dar, in denen vor Um-
setzung der (dann typischerweise bereits genehmigten) Lei-
tungsanlage zwangsrechtsweise Eigentumsbeschränkungen
eingeräumt werden müssen, um die Energieleitungsanlage
auch tatsächlich über Fremdgrund verlegen bzw dort errich-
ten zu können und zu dürfen.

▶ Eine Art Sonderfall bildet dann die dritte Gruppe all jener
Fälle, wo zur Erlangung der Genehmigungsfähigkeit für in
aller Regel erforderliche Eingriffe in den Naturhaushalt tras-
sennahe und -ferne Kompensation in Form von Ausgleichs-
oder Ersatzmaßnahmen19 geleistet werden muss, da diese
Kompensation typischerweise nach einem flächenbasierten
Schlüssel ebenfalls wieder auf Grund und Boden „herunter-
gerechnet“ wird.

Den drei Gruppen ist gemein, dass eine zivilrechtliche Einigung
zwischen der Leitungsbetreiberin und den jeweilig betroffenen
Grundeigentümer:innen ob der Vertragsautonomie jedenfalls

immer geeignet ist, die Nutzung dieser fremden Grundstücke
für den jeweils beabsichtigten Zweck sicherzustellen und auch
näher zu konkretisieren. In jenen Fällen, in denen dies nicht ge-
lingt, bildet die Klammer über diese drei Gruppen von Lebens-
sachverhalten im Wesentlichen das Enteignungsrecht, welches
jedoch auch innerhalb dieser drei Gruppen in unterschiedlicher
Graduierung nutzbar gemacht werden kann bzw überhaupt zur
Anwendung kommt.

Seit jeher ist der Schutz des Eigentums ein besonderes Anliegen
moderner, demokratischer Rechtsstaaten. Dennoch ist aner-
kannt, dass auch das Eigentumsrecht keineswegs absolut ge-
schützt sein kann, sondern dass vielmehr Situationen auftreten
können, in denen die Enteignung einzelner zum Allgemeinwohl
geboten ist.

Da eine ausführliche Darstellung der Grundsätze des Enteig-
nungsrechts den Rahmen dieses Beitrages sprengen würde, sei
nur darauf hingewiesen, dass Enteignungen nach der Judikatur
des VfGH nur zur Erfüllung eines öffentlichen Interesses und zur
Umsetzung eines konkreten Projekts zulässig sind. Die Enteig-
nung muss das letzte Mittel für die Projektwerber:innen sein,
um das Projekt umzusetzen, typischerweise muss daher eine pri-
vatrechtliche Einigung im Vorfeld gescheitert sein und auch mit
der Einräumung von Leitungsrechten nicht das Auslangen ge-
funden werden. Das Enteignungsverfahren selbst muss rechts-
staatlichen Grundsätzen genügen und eine Überprüfungsmög-
lichkeit der Enteignung sowohl dem Grunde nach als auch zur
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festgesetzten Enteignungsentschädigung der Höhe nach vorse-
hen.20

In der Gruppe der „Vorarbeiten“ gilt es zunächst, in zwei Subka-
tegorien zu differenzieren, nämlich in klassische Vorarbeiten iSd
§ 144 GWG 2011 bzw des § 5 StWG21 einerseits und die Freihal-
tung eines konkreten, typischerweise zu verordnenden Planungs-
gebietes bzw Trassenkorridors. Letzteres ist dem Gaswirtschafts-
recht grundsätzlich fremd,22 kann aber bereits seit Jahren für sog
projects of common interest im Stromleitungsbereich nutzbar ge-
macht werden.

Hierzu hat die EK bereits am 17. 11. 2010 eine als „Energieinfra-
strukturprioritäten bis 2020 und danach“ betitelte Mitteilung ver-
öffentlicht,23 mit der va eine neue EU-Energieinfrastrukturpolitik
gefordert wurde, die die Netzentwicklung europaweit koordi-
nieren und optimieren sollte. In Umsetzung der darin erhobenen
Forderung nach Überarbeitung der bestehenden Politik im Be-
reich der transeuropäischen Energienetze (TEN-E) und weil die
EK der Ansicht war, dass diese Politik (bezogen auf die Leitlinien
für transeuropäische Energienetze) zwar einen positiven Beitrag
zu ausgewählten Projekten leistet, indem sie diese politisch sicht-
bar macht, es ihr aber auch an Vision, Fokussierung und Flexibi-
lität fehlt, um die festgestellten Infrastrukturlücken zu schließen,
wurde 2013 schließlich die TEN-E-VO auf europäischer Ebene
angenommen,24 die 2022 überarbeitet wurde.25

Nach dem Willen der EK erhalten solche Vorhaben von ge-
meinsamem Interesse den nationalen höchstmöglichen Status
und werden in Genehmigungsverfahren entsprechend behandelt
(Art 8 Abs 1 TEN-E-VO), um sie „so schnell wie möglich“ zu rea-
lisieren.26 Weiters soll die Aufnahme in die unionsweite Liste der
Vorhaben von gemeinsamem Interesse alleine bereits das öffent-
liche Interesse und die Notwendigkeit dieser Vorhaben begrün-
den (Art 8 Abs 2 TEN-E-VO). Diese Identifikation von Vorha-
ben von gemeinsamem Interesse bildet dabei überhaupt den
Kern zur Erreichung der Ziele der Union durch die Ausführung
der erkannten Vorhaben.27 Ziel der Priorisierung der Genehmi-
gungsverfahren sind, worauf hingewiesen wurde, die Beschleu-
nigung des Infrastrukturausbaus und die Verbesserung der Ener-
gieversorgungssicherheit28 in der EU.29

In Entsprechung der unionsrechtlichen Verpflichtungen zu die-
sem beschleunigten Infrastrukturausbau hat der Bundesgesetzge-
ber ein entsprechendes BegleitG, nämlich das E-InfrastrukturG30

erlassen. Ua zur Sicherung des Ausbaus von Leitungsanlagen –
jedoch eingeschränkt auf die Vorhaben von gemeinschaftlichem
Interesse – sieht § 14 E-InfrastrukturG unter der Überschrift „Si-
cherung des Ausbaus von Leitungsanlagen“ vor, dass die Energie-
InfrastrukturBeh31 nach Konsultation des betroffenen Bundes-
landes für das in einem Lageplan dargestellte Gebiet, das für eine
spätere Führung der elektrischen Leitungsanlage in Betracht
kommt (Trassenplanungsgebiet), durch V bestimmen kann,
dass für einen Zeitraum von fünf Jahren Neu-, Zu-, Auf-, Um-
und Einbauten und Anlagen in einem bestimmten begrenzten
Gebiet ohne Zustimmung der Energie-InfrastrukturBeh nicht er-
richtet werden dürfen oder aber deren Errichtung an bestimmte
von der Energie-InfrastrukturBeh zu stellende Bedingungen zur
Sicherung der Herstellung der Leitungsanlage geknüpft wird. Ei-
ne solche V ist in den betreffenden Gemeinden ortsüblich zu
verlautbaren und wirkt iSe janusköpfigen Rechtsakts32 gegen-
über den jeweiligen Leitungsbetreiber:innen wie ein Bescheid
und gegenüber den betroffenen Grundeigentümer:innen wie ei-
ne V.
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Vorbild dieser Regelung waren zweifelsfrei indirekt33 die Be-
stimmungen der §§ 4, 15 BStG,34 die, soweit ersichtlich, im Rah-
men mehrerer Verordnungsprüfungsverfahren vor dem VfGH
zumindest nicht dem Grunde nach als verfassungswidrig einge-
stuft worden sind. So hat das Höchstgericht festgestellt, dass die –
dort mit Individualantrag angefochtene – V zwar in die Rechts-
sphäre des (dortigen) ASt eingreift, da die Vornahme von Neu-,
Zu- und Umbauten von Gebäuden sowie die Errichtung oder
Änderung von Anlagen jeder Art auf Grundstücken in dem
von der V erfassten Gebiet, die im Eigentum des ASt stehen,
nicht a priori ausgeschlossen scheinen, jedoch insgesamt verhält-
nismäßig ist. Dies im Wesentlichen deshalb, da eine Ausnahme-
möglichkeit von diesem Verbot direkt im Gesetz vorgesehen
sind: Gem § 14 Abs 3 BStG hat die Beh nämlich auf Antrag einer
Ausnahme vom Verbot der Vornahme von Neu-, Zu- oder Um-
bauten von Gebäuden bzw der Errichtung oder Änderung von
Anlagen jeder Art zuzustimmen, wenn die Ausnahme den ge-
planten Straßenbau weder erheblich erschwert noch wesentlich
verteuert oder wenn sie zum Schutz des Lebens und der Gesund-
heit von Personen notwendig ist. Ob die Voraussetzungen für die
Erteilung einer Ausnahmebewilligung gegeben sind, ist in einem
solchen Verwaltungsverfahren zu klären.

Damit lief aber zumindest der beschwerdeeinleitende Indi-
vidualantrag ins Leere: Dem ASt stünde es nach Ansicht des
VfGH nämlich frei, gegen einen die Erteilung der Ausnahme-
bewilligung verweigernden Bescheid nach Erschöpfung des ad-
ministrativen Instanzenzuges bei den GH des öffentlichen
Rechts Beschwerde zu führen, im Beschwerdeverfahren vor
dem VfGH die Gesetzwidrigkeit der V geltend zu machen
und auf diese Weise eine gegebenenfalls von Amts wegen zu
veranlassende Überprüfung der V auf ihre Gesetzmäßigkeit
herbeizuführen.35

So gesehen ist als Zwischenergebnis bereits an dieser Stelle
festzuhalten, dass eine Ausweisung eines Planungsgebiets, selbst
wenn es in die Verfügungsbefugnis von Grundeigentümer:innen
doch erheblich eingreift, nicht zwingend verfassungswidrig ist,
wenn es entsprechend verhältnismäßig ausgestaltete Ausnah-
memöglichkeiten gibt. Zumindest unter diesen Umständen ist
gegen eine solche V nicht mit einem Individualantrag an den
VfGH vorzugehen.36

Eine zeitliche Beschränkung der Ausweisung von Planungs-
gebieten ist im Lichte der Verhältnismäßigkeit wohl geboten und
in aller Regel auch vorgesehen. Die Ausweisungs- und damit
auch die Beschränkungsdauer des Eigentums Dritter ist dabei
in den einschlägigen „Infrastrukturgesetzen“ unterschiedlich
ausgestaltet und schwankt im Wesentlichen zwischen zwei und
fünf Jahren. In der Lit37 wird es vereinzelt als „problematisch“
erachtet, dass von Planungsgebietsausweisungen Betroffene kei-
nen Entschädigungsanspruch eingeräumt erhalten (§ 14 Abs 6
E-InfrastrukturG; § 4a Abs 6 K-EG), wobei dies uE zumindest
nicht zwingend mit einer Verfassungswidrigkeit einhergehen
muss: Einerseits untersagt die Planungsgebietsausweisung ja le-
diglich die Vornahme von – vereinfacht ausgedrückt – Bautätig-
keiten für einen zeitlich beschränkten Zeitraum. Andererseits
geht es dabei anders bei den klassischen Vorarbeiten nicht um
direkte und aktive Eingriffe in fremdes Gut, wie dies bspw bei der
Vornahme von Probebohrungen oder -schürfen der Fall wäre
(und allen Vorarbeiten-Regelungen ist gemein, dass die Betroffe-
nen dort über entsprechende Entschädigungsansprüche verfü-
gen).

Anders als in den acht anderen Landesenergie- und -strom-
wegegesetzen sieht übrigens auch das Krnt ElektrizitätsG38 in

seinem § 4a vor, dass die LReg vor der Bewilligung der Leitungs-
anlage gem § 7 K-EG für das in einem Lageplan dargestellte Ge-
biet, das für eine spätere Führung der Leitungsanlage in Betracht
kommt, durch V bestimmen kann, dass für einen Zeitraum von
fünf Jahren Neu-, Zu-, Auf-, Um- und Einbauten sowie sonstige
einer beh Bewilligung nach landesrechtlichen Vorschriften un-
terliegenden Anlagen in einem bestimmten begrenzten Gebiet
ohne Zustimmung der LReg nicht errichtet werden dürfen oder
deren Errichtung an bestimmte von der LReg zu stellende Bedin-
gungen zur Sicherung der Herstellung der Leitungsanlage ge-
knüpft wird, dies, um die Freihaltung der für die Errichtung
von elektrischen Leitungsanlagen notwendigen Grundflächen
sowie der erforderlichen Schutzbereiche der Leitungsanlage zu
sichern. Auch die Krnt Bestimmung ist in den betreffenden Ge-
meinden ortsüblich zu verlautbaren (§ 4a Abs 5 K-EG).

Auffällig bei der Krnt Regelung ist, dass die nach den oben
angestellten verfassungsrechtlichen Überlegungen wohl erfor-
derliche Möglichkeit für betroffene Grundeigentümer:innen,
dennoch eine Ausnahme für die Errichtung vom Neu-, Zu-,
Auf-, Um- und Einbauten in dem verordneten Planungsgebiet
zu erlangen, alleine vom Wortlaut nicht als (durchsetzbares)
Recht der betroffenen Grundeigentümer:innen ausgestaltet ist
(so aber sehr wohl die bundesgesetzliche Regelung in § 14 E-Inf-
rastrukturG, die expressis verbis ein Antragsrecht einräumt). ISe
verfassungskonformen Interpretation wird man die Regelungen
des § 4a K-EG aber hinsichtlich der Erlangung der Ausnahme-
bewilligung ähnlich zu lesen haben wie § 14 Abs 8 E-Infrastruk-
turG (Hervorhebungen durch die Verfasser): „Die Zustimmung
der Energie-Infrastrukturbehörde zu beabsichtigten Neu-, Zu-,
Auf-, Um- und Einbauten und Anlagen innerhalb des Trassenpla-
nungsgebiets ist zu erteilen, wenn nicht zu befürchten ist, dass
durch die beabsichtigten baulichen Veränderungen der geplante
Leitungsbau erheblich erschwert oder wesentlich verteuert wird
oder wenn diese beabsichtigten baulichen Veränderungen zum
Schutze des Lebens und der Gesundheit von Personen notwendig
sind.“

Eingedenk der Tatsache, dass einerseits der auch vom VfGH be-
reits zum BStG konstatierte Eigentumseingriff zwar ein durch-
wegs gravierender ist, über das Regel-Ausnahme-Modell jedoch
sowohl nach dem E-InfrastrukturG als auch nach der landesge-
setzlichen Regelung in Kärnten ein Korrektiv dieses Eigentum-
seingriffs durch die Möglichkeit der Erwirkung einer Bewilligung
zur Errichtung von Neu-, Zu-, Auf-, Um- und Einbauten bzw
sonstigen Anlagen besteht, begegnet die gegenständliche Rege-
lung des E-InfrastrukturG unserer Meinung nach keinerlei ver-
fassungsrechtlichen Bedenken, dies jedenfalls, solange und so-
weit nicht in den die Planungskorridore ausweisenden V für die
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entsprechende Ausnahmebewilligung der zuständigen Beh zu
eng determinierte Grenzen gezogen werden würden, die die Er-
teilung einer solchen Ausnahmebewilligung de facto verunmög-
lichen würden.

Dieser Befund wird auch dadurch gestützt, dass es in der jünge-
ren Vergangenheit gerade auf europäischer Ebene starke Bestre-
bungen gegeben hat (und wohl auch weiter geben wird), zur Er-
reichung der Energiewende verstärkt mit einem im Kern gleichen
Instrumentarium, nämlich ebenfalls Planungs- und Vorrangge-
bieten, zu operieren und – teilweise im Verordnungsweg – eben
solcherart Beschleunigungspotentiale für den Ausbau der Infra-
struktur zur Nutzung erneuerbarer Energieträger zu schaffen.

So ist mit der RED III insb für die Netz- und Speicherinfra-
struktur, die für die Integration von erneuerbarer Energien in das
Stromsystem erforderlich ist, eine Möglichkeit in Form einer
Kann-Bestimmung für die MS geschaffen worden, spezielle Inf-
rastrukturgebiete39 für die Umsetzung von Netz- und Speicher-
projekten auszuweisen, die für die Integration von Energien, er-
forderlich sind, wenn durch diese Umsetzung keine erhebliche
Umweltauswirkung zu erwarten ist, eine solche Auswirkung an-
gemessen vermindert oder, wenn dies nicht möglich ist, ausge-
glichen wird. Das Ziel dieser Regelung des Art 15e der RED III
ist es, die ohnehin bereits vorgesehenen Beschleunigungsgebie-
te40 für erneuerbare Energien durch diese speziellen Infrastruk-
turgebiete entsprechend zu unterstützen und ergänzen, wobei für
diese Pläne als Prämisse aufgestellt wird, dass sie im Falle von
Netzprojekten Natura 2000-Gebiete und vergleichbare (nationa-
le) Schutzgebiete meiden, wenn es unter Berücksichtigung der
mit dem Gebiet verbundenen Ziele verhältnismäßige Alternati-
ven für den Netzausbau gibt, Synergieeffekte mit der Ausweisung
von Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie sicherge-
stellt sind, eine strategische Umweltprüfung durchgeführt wurde
und schlussendlich geeignete und verhältnismäßige Regeln fest-
gelegt werden, die sich auch auf verhältnismäßige Minderungs-
maßnahmen beziehen, um mögliche nachteilige Umweltauswir-
kungen zu vermeiden oder – falls dies nicht möglich ist – diese
Auswirkungen erheblich zu verringern. Sind Minderungsmaß-
nahmen nicht möglich, müssen Betreiber:innen privilegierter
Anlagen einen finanziellen Ausgleich für Artenschutzmaßnah-
men zum Erhalt der betroffenen Arten leisten.41 Ob und inwie-
weit Österreich von dieser Regelung (über § 14 E-InfrastrukturG
bzw das K-EG hinaus) Gebrauch machen möchte bzw wird,
bleibt zum jetzigen Zeitpunkt abzuwarten.

§ 5 StWG regelt unter der Überschrift „Vorarbeiten“ die Erlan-
gung eines Bescheids durch die zuständige Beh für die Inan-
spruchnahme fremden Gutes zur Vornahme von Vorarbeiten
für die Errichtung von Stromleitungsanlagen: Auf Ansuchen
ist für eine von der Beh festzusetzende Frist die Inanspruchnah-
me fremden Gutes zur Vornahme von Vorarbeiten für die Errich-
tung einer elektrischen Leitungsanlage durch Bescheid der Beh
unter Berücksichtigung etwaiger Belange der Landesverteidi-
gung zu bewilligen (§ 5 Abs 1 StWG). Diese Frist kann verlängert
werden, wenn die Vorbereitung des Bauentwurfs dies erfordert
und vor Ablauf der Frist darum angesucht wird. Diese Bewilli-
gung dient va dazu, grundlegende Planungsdeterminanten zu er-
kennen und Kollisionspunkte auszuräumen, um für den ASt Pla-
nungssicherheit und für die Träger berührter Interessen Klarheit
über das in Aussicht genommene Leitungsvorhaben zu schaf-
fen.42 Sie gibt das Recht, fremde Grundstücke zu betreten und
auf ihnen die zur Vorbereitung des Bauentwurfes erforderlichen

Bodenuntersuchungen und sonstigen technischen Arbeiten mit
tunlichster Schonung und Ermöglichung des bestimmungsgemä-
ßen Gebrauches der betroffenen Grundstücke vorzunehmen (§ 5
Abs 2 StWG). Es handelt sich damit um eine klassische Legalser-
vitut.43 Diese Bewilligung ist – wie auch im Rahmen der Aus-
weisung von Planungsgebieten – in der Gemeinde, in deren Be-
reich Vorarbeiten durchgeführt werden sollen, spätestens eine
Woche vor Aufnahme der Vorarbeiten unter Beifügung einer
Übersichtskarte mit der vorläufig beabsichtigten Trassenführung
durch Anschlag kundzumachen (§ 5 Abs 3 StWG) und umfasst
auch eine entsprechende Entschädigungspflicht (§ 5 Abs 4
StWG). Das konkrete Verfahren richtet sich dabei grundsätzlich
nach dem Eisenbahn-EnteignungsentschädigungsG.44

Wie auch im StWG, welches hier mutmaßlich als Vorbild ge-
dient hat, sieht auch das Gaswirtschaftsgesetz 2011 in seinem
§ 144 eine „Vorarbeiten-Regelung“ vor. Unter der Überschrift
„Vorarbeiten zur Errichtungen einer Erdgasleitungsanlage“ nor-
miert § 144 GWG 2011, dass zur Vornahme von Vorarbeiten
für die Errichtung, die Erweiterung oder Änderung einer Erdgas-
leitungsanlage die Beh auf Antrag die vorübergehende Inan-
spruchnahme fremder Grundstücke zu genehmigen hat (§ 144
Abs 1 GWG 2011). Präziser als im Starkstromwegerecht besteht
ein Rechtsanspruch auf eine Entscheidung über einen solchen
Antrag nur dann, wenn der Beginn der Vorarbeiten innerhalb
eines Jahres, gerechnet ab Antragstellung, in Aussicht genommen
ist (§ 144 Abs 3 GWG 2011).

Und auch nach der gaswirtschaftsrechtlichen Vorarbeiten-Re-
gelung ist dem ASt das Recht einzuräumen, fremde Grundstücke
zu betreten und auf diesen die zur Vorbereitung des Bauentwurfs
der Erdgasleitungsanlage erforderlichen Bodenuntersuchungen
und sonstigen technischen Arbeiten unter möglichster Schonung
bestehender Rechte vorzunehmen und darauf Bedacht zu neh-
men, dass der bestimmungsgemäße Gebrauch der betroffenen
Grundstücke nach Möglichkeit nicht behindert wird. Den
Grundeigentümern und dinglich Berechtigten kommt keine Par-
teistellung zu (§ 144 Abs 4 und 5 GWG 2011). Verhältnismäßig-
keitswahrend ist es auch, diese Genehmigung (auf drei Jahre ein-
schließlich einer – unbefristeten[!] – Verlängerungsoption) zu zu
befristen. Die Vorschrift des § 144 GWG 2011 beinhaltet auch
entsprechende Kundmachungsvorschriften, die wiederum auch
den Anschlag entsprechende Kundmachungsvorschriften, die
wiederum auch den Anschlag nicht nur der Bewilligung an sich,
sondern auch einer entsprechenden Übersichtskarte vorsehen
(§ 144 Abs 6 und 7 GWG 2011) wie auch eine Entschädigungs-
pflicht für die Berechtigten, wobei sich das Verfahren über die
Festsetzung der Entschädigung in allen Fällen, in denen eine zi-
vilrechtliche Einigung mit den betroffenen Grundeigentümer:in-
nen nicht zustande kommt, diesfalls nicht nach dem Eisenbahn-
EnteignungsentschädigungsG richtet, sondern aufgrund eines
Verweises in § 144 Abs 9 GWG 2011 lediglich auf die allgemei-
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nen Verfahrensbestimmungen des § 151 GWG 2011 nach den
(„sinngemäß“ anzuwendenden) genuin gaswirtschaftlichen Ver-
fahrensbestimmungen zu richten hat. Ob dies tatsächlich seitens
des Gesetzgebers – ob dies tatsächlich seitens des Gesetzgebers so
gewollt war oder nicht vielmehr auch diesbezüglich ein Verweis
auf den 3. Abschnitt über die Verfahrensbestimmungen für die
Durchführung von Enteignungsverfahren (der wiederum auf die
Bestimmungen des Eisenbahn-Enteignungsentschädigungsge-
setz verweist) stringenter wäre, darf unserer Meinung nach mit
Recht bezweifelt werden.45

Vergleichbare Bestimmungen finden sich – über den Gegen-
stand der vorliegenden Untersuchungen hinausgehend – bspw
auch im RohrleitungsG46 (§ 7) oder auch im Eisenbahn-47
(§ 40a) und Luftfahrtrecht48 (§ 67) wieder.

Sowohl die Ausweisung von Planungs-, Beschleunigungs- und
Vorranggebieten als auch die bescheidmäßige Genehmigung
von Vorarbeiten greifen zweifelsfrei in fremde Rechte ein und
schaffen in aller Regel Legalservituten, deren Klammer hinsicht-
lich einer allfälligen Entschädigung (bei Nichteinigung auf zivil-
rechtlichem Weg) im Wesentlichen das Enteignungsrecht, wie im
Eisenbahn-EnteignungsentschädigungsG zugrunde gelegt, dar-
stellt. Hinterfragt werden muss aber freilich auch, ob es sich bei
solchen Gebietsausweisungen und Verfügungsbeschränkungen
bei Betrachtung mit der unionsrechtlichen Brille nicht vielleicht
(auch) um Pläne und Programme iSd SUP-RL49 handeln könnte.

Art 3 Abs 1 („Geltungsbereich“) der SUP-RL bestimmt, dass
die unter die Abs 2 bis 4 fallenden Pläne und Programme, die
voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen haben, einer
Umweltprüfung nach den Art 4 bis 9 (Strategische Umweltprü-
fung, SUP) zu unterziehen sind. Darunter fallen die folgenden
Pläne und Programme:
▶ Die in den Bereichen Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fische-

rei, Energie, Industrie, Verkehr, Abfallwirtschaft, Wasserwirt-
schaft, Telekommunikation, Fremdenverkehr, Raumordnung
oder Bodennutzung ausgearbeitet werden und durch die der
Rahmen für die künftige Genehmigung für UVP-pflichtige
Projekte gesetzt wird oder

▶ bei denen angesichts ihrer voraussichtlichen Auswirkungen
auf Gebiete eine Prüfung nach Art 6 oder 7 der FFH-RL für
erforderlich erachtet wird.

Darüber hinaus können die MS innerstaatliche Regelungen für
nicht UVP-pflichtige Projekte erfassende Pläne und Programme,
durch die der Rahmen für die künftige Genehmigung von diesen
Projekten gesetzt wird und die voraussichtlich erhebliche Um-
weltauswirkungen haben, schaffen. Wird kein (verbindlicher)
Rahmen für eine nachfolgende Genehmigung geschaffen, dann
besteht nach der Judikatur des EuGH auch keine Notwendigkeit,
eine SUP durchzuführen.50 Konsequenterweise ist zur Beantwor-
tung der Frage, ob ein Rechtsakt verbindliche Rechtswirkungen
für Dritte bzw für die im Bereich der Genehmigungserteilung
zuständigen Beh hat oder lediglich einen bloßen Richtwertcha-
rakter, auf die Judikatur der Höchstgerichte zum StWG und zum
GWG 2011 zurückzugreifen. Der VfGH hat (zum StWG) bereits
ausgesprochen, dass im Stadium des Vorprüfungsverfahrens gem
§ 4 StWG die letztendlich tatsächlich betroffenen Grundstücke
noch nicht feststehen müssen.51 Dasselbe gilt für die Vorarbeiten-
bewilligung gem § 5 StWG.52

Aus § 5 Abs 3 StwG lassen sich nach Ansicht des Höchstge-
richts zwar eine an die Betroffenen gerichtete Einschränkung
(va ihres Grundeigentums) und auch eine für den ASt ableiten,

dass eineVorarbeitenbewilligung nur für die Gemeindegebiete,
in denen – dem Antrag auf Vorarbeitenbewilligung gemäß – Vor-
arbeiten durchgeführt werden sollen, erteilt werden darf. Eine
weitere Einschränkung auf bestimmte Gebiete innerhalb dieser
Gemeindegebiete ist vom G jedoch nicht vorgesehen. Das begeg-
net keinen verfassungsrechtlichen Bedenken, weil die Vorarbeiten
– wie das Vorprüfungsverfahren – erst die Detailplanung der Lei-
tungstrasse ermöglichen sollen. Im konkreten Fall kam der VfGH
wörtlich zu folgender Conclusio: „Der Vorwurf, die verordnungs-
erlassende Beh habe ‚in einem entscheidenden Punkt jegliche Er-
mittlungstätigkeit unterlassen‘, weil sie nicht untersucht hat, welche
Grundstücke in den betroffenen Gemeinden ‚wirklich trassenfüh-
rend‘ sein sollten, trifft daher nicht zu.“53 In eine ähnliche Kerbe
schlägt auch das BVwG: Vorarbeiten – etwa (aber nicht nur) sol-
che, die der Ausarbeitung eines Projekts oder der Klärung der
Durchführbarkeit eines Vorhabens dienen – sind vorweg zulässig
und nicht dem künftigen Vorhaben zurechenbar. Dies ergibt sich
nach Ansicht des VwG aus dem eigenständigen Projektwillen bzw
-zweck, der vom jeweiligen Vorhabensbegriff (Tatbestand) des
UVP-G nicht erfasst ist. Ob diese Vorarbeiten später (sinnvoller-
weise) ganz oder teilweise dem Vorhaben dienen, ist für die Qua-
lifikation als Teil des späteren Vorhabens nicht relevant.54

Wenn nun aber eine Regelung über die Freihaltung eines Pla-
nungskorridors nachgerade der Durchführung von Planungsar-
beiten dient und eben die „wirklich trassenführenden“ Grund-
stücke oder gar eine Trasse an sich in diesem Stadium (noch)
nicht feststeht bzw feststellbar ist, dann kann dadurch auch kein
(verbindlicher) Rahmen für eine nachfolgende Genehmigung ge-
schaffen werden, womit vieles dafür spricht, dass auch bei der
Erlassung von Regelungen zur Freihaltung von Planungs-, Vor-
rang- und Beschleunigungsgebieten aus dem Grund des Art 3
Abs 1 lit a SUP-RL keine SUP durchzuführen ist. Da nämlich
weder bei der Festlegung der Freihaltung eines Planungskorri-
dors für Energieinfrastrukturanlagen ein (verbindlicher) Rah-
men für eine nachfolgende Genehmigung geschaffen wird noch
durch die Einschränkung (für den eingeschränkten Bereich än-
dert sich in Bezug auf die Nicht-Verbindlichkeit nichts), geht da-
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mit uE auch keine Neubeurteilung iSd Art 3 Abs 1 lit a SUP-RL
einher.

Anders wäre dies unter Berücksichtigung der zweiten Alter-
native des Art 3 Abs 1 SUP-RL im Hinblick auf bestimmte
Schutzgebiete zu beurteilen. Nach ErwGr 10 der SUP-RL können
alle Pläne und Programme, die gem der FFH-RL zu prüfen sind,
erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben und sollten
grundsätzlich systematischen Umweltprüfungen unterzogen
werden. Hier fällt die Abgrenzung, dass durch die angestrebte
Regelung kein Rahmen für ein nachfolgendes UVP-Genehmi-
gungsverfahren geschaffen werden soll, schlicht weg, liest man
auch den ErwGr mit dem Tatbestand gemeinsam. Wenn daher
durch jene Planungsarbeiten, die gemeinsam mit einer Trassen-
freihaltung mitgenehmigt werden könnten, erhebliche Auswir-
kungen auf Schutzgebiete nach der FFH-RL zu erwarten sind,
dann könnte man dem Gedanken erliegen, für diese Freihaltung
eine SUP durchzuführen (was zumindest für unionsrechtlich de-
terminierte Vorranggebiete nach Art 15e der RED III vorgese-
hen ist). Dem ist freilich aber auch entgegenzuhalten, dass die
Planungsarbeiten in diesem Stadium letztlich erforderlich sind,
um eine einreichfähige Trasse überhaupt erst zu eruieren, und
daher solcherart nachgerade nicht konkret einen Rahmen für ei-
ne nachfolgende Genehmigung vorgeben oder gar hinreichend
konkrete Planungen vorliegen.55

Wie bereits einleitend gezeigt wurde, ist die Enteignung im en-
geren Sinn das schärfste Schwert der staatlichen Zwangsrechts-
einräumung gegen einzelne Liegenschaftseigentümer:innen zum
Zwecke der Umsetzung von Linienvorhaben.

Von Linienvorhaben spricht man insb bei linearen Infra-
strukturprojekten, die aufgrund ihrer Länge bzw ihres Ausma-
ßes zahlreiche Liegenschaften, gleich einer Linie, „durchschnei-
den“, wobei die Flächeninanspruchnahme auf den benötigten
Liegenschaften angesichts der Eigenart des Vorhabens jeweils re-
lativ gering ist. Aufgrund der – gerade bei größeren Linienvor-
haben – nahezu unüberschaubaren Anzahl der betroffenen Lie-
genschaftseigentümer:innen gelingt es praktisch nie, mit allen
Beteiligten die primär gebotene zivilrechtliche Einigung zu fin-
den. Dementsprechend ergibt sich auch die Notwendigkeit, un-
mittelbar zur Umsetzung eines Projekts ein oder mehrere Enteig-
nungsverfahren anzustreben.

Am Beispiel elektrischer Leitungsvorhaben, die bundesländer-
übergreifend umgesetzt werden, und für die dementsprechend
das StWG 1968 gilt, zeigt sich nochmals die einleitend bereits
dargestellte Subsidiarität der Enteignung gegenüber der privat-
rechtlichen Einigung.56

Das Scheitern einer privatrechtlichen Einigung ist von der
Beh im Enteignungsverfahren zu überprüfen.57 Der Enteignungs-
werber muss grundsätzlich ein ernstliches Bemühen um einen
angemessenen Einigungsversuch nachweisen. Die Unangemes-
senheit der angebotenen Entschädigung hat allerdings der Ent-
eignungsgegner seinerseits einzuwenden.58 In diesem Fall wird
die Beh wohl auf eine privatrechtliche Einigung der Parteien un-
ter angemessenen Konditionen hinzuwirken haben, widrigenfalls
das Enteignungsansuchen ab- bzw zurückzuweisen sein wird.59

Wenn eine privatrechtliche Einigung nicht herbeigeführt wer-
den kann, besteht zunächst die Möglichkeit, Projektwerbern Lei-
tungsrechte (§§ 11f StWG) einzuräumen. Die Einräumung er-
folgt durch Bescheid der Beh ausschließlich auf Antrag der Pro-

jektwerber:innen. Der konkrete Inhalt eines Leitungsrechts ergibt
sich stets aus dem Bewilligungsbescheid.60 Die Beh kann dabei
aus einem gesetzlich umschriebenen Umfang an Leitungsrechten
wählen und dabei einzelne oder alle dieser Rechte bescheidmäßig
zusprechen. Bei der Frage, welche Rechte zuzusprechen sind, hat
sich die Beh an die verfassungsrechtlich determinierten Grenzen
zu halten, dh, der Zuspruch darf nur in jenem Umfang erfolgen,
welcher zur Projektverwirklichung unbedingt notwendig ist.

Als möglicher Inhalt kommt zunächst das Recht zur Errich-
tung, Erhaltung und zum Betrieb von Leitungsstützpunkten,
Schalt- und Umspannanlagen, sonstigen Leitungsobjekten und
anderem Zubehör in Betracht. Weiters kann das Recht zur Füh-
rung, Erhaltung und zum Betrieb von Leitungsanlagen im Luft-
raum oder unter der Erde eingeräumt werden. Diese Kernrechte
werden durch die Möglichkeit flankiert, Ausästungen und Zu-
gangs- bzw Zufahrtsrechte eingeräumt zu bekommen.

Kann mit diesen Rechten nicht das Auslangen gefunden wer-
den, etwa weil der dauernde Bestand der elektrischen Leitungs-
anlage an einem bestimmten Ort aus zwingenden technischen
Gründen oder mit Rücksicht auf die unverhältnismäßigen Kos-
ten ihrer Verlegung die Enteignung erfordert, so ist im Stark-
stromwegerecht mit Enteignung vorzugehen.61

Der Unterschied zwischen der starkstromwegerechtlichen
Enteignung und der Begründung von Leitungsrechten liegt insb
im Ausmaß des Eingriffs: Leitungsrechte sind im Grunde „ab-
geschwächte“ Zwangsrechte.62 Eine bestimmte Duldungspflicht
wird „nur“ bescheidmäßig festgesetzt, was insb bedeutet, dass
keine Grundbuchseintragung als Modus zur Entstehung des
Rechts erforderlich ist und die Möglichkeiten zur Abänderung
der Rechtskraftwirkung63 unberührt bleiben. Dennoch werden
der Liegenschaftseigentümer und all seine Rechtsnachfolger im
Eigentum an eingeräumte Leitungsrechte gebunden. Man spricht
insofern von dinglichen Rechten sui generis. Die Schaffung einer
Legalservitut hingegen macht die Eintragung im Grundbuch
zwingend erforderlich. Dieses Rechtsinstitut weist eine – vergli-
chen mit Leitungsrechten – höhere Bestandsicherheit auf, gleich-
zeitig ist aber auch die Intensität des Eingriffs stärker.64

Das Vorliegen eines rechtskräftigen Bescheids über jenes Vorha-
ben, zu dessen Gunsten die Enteignung erfolgen soll, ist ebenfalls
eine unabdingbare Enteignungsvoraussetzung.65

Für Enteignungen im Rahmen des GWG 2011 ist positiviert,
dass diese nur zulässig sind, sofern die Errichtung der Fern- oder
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Verteilerleitung erforderlich und im öffentlichen Interesse ge-
legen ist.66 Damit wird den eingangs angerissenen, verfassungs-
rechtlichen Anforderungen zur Zulässigkeit von Enteignungen
Genüge getan. Konsequenz ist, dass bereits das Vorliegen der Be-
willigung über ein gaswirtschaftliches Leitungsvorhaben das öf-
fentliche Interesse an diesem Leitungsvorhaben hinreichend er-
kennen lässt. Eine (neuerliche) Überprüfung des öffentlichen In-
teresses unterbleibt daher im Enteignungsverfahren. In dogmati-
scher Hinsicht stellt der Genehmigungsbescheid für die
Leitungsanlage eine rechtskräftige und damit bindende Vorfra-
geentscheidung67 über das Vorliegen des öffentlichen Interesses
dar. Konsequenz dieser Bindungswirkung68 ist einerseits, dass die
Beh im Enteignungsverfahren nicht neuerlich über das öffentli-
che Interesse abzusprechen hat, und andererseits, dass jeder
(wenn auch nur potentielle) Enteignungsgegner bereits dem Ge-
nehmigungsverfahren für die Leitungsanlage als Partei beizuzie-
hen ist.

Etwas anders verhält es sich im Starkstromwegerecht. Die
starkstromwegerechtliche Bau- und Betriebsbewilligung bringt
nur zum Ausdruck, dass eine elektrische Leitungsanlage dem öf-
fentlichen Interesse an der Versorgung der Bevölkerung oder
eines Teiles derselben mit elektrischer Energie nicht wider-
spricht.69 Im Unterschied zum Recht der Gaswirtschaft bringt
daher die starkstromwegerechtliche Bau- und Betriebsbewilli-
gung nicht das (umfassende) öffentliche Interesse zum Aus-
druck, sondern nur, dass kein Widerspruch zum öffentlichen In-
teresse vorliegt. Damit sagt eine Bewilligung nach dem StWG –
streng genommen – nichts darüber aus, ob ein konkretes Lei-
tungsvorhaben im öffentlichen Interesse liegt.70 Wird das öffent-
liche Interesse im Genehmigungsverfahren nicht festgestellt, liegt
auch keine bindende Vorfrageentscheidung vor, sodass die Beh
im Enteignungsverfahren gehalten sein könnte, nochmals Erhe-
bungen zum Vorliegen dieser Frage anzustellen. Unterbleiben
Erhebungen, könnte dies den Enteignungsbescheid mit einem
Rechtsfehler belasten.71

Wird umgekehrt im Genehmigungsverfahren das öffentliche
Interesse behandelt und dessen Vorliegen bejaht, sind im Enteig-
nungsverfahren jedoch „nur“ noch die weiteren materiellen Ent-
eignungsvoraussetzungen durch die Beh zu überprüfen.

Im Starkstromwegerecht ist eine Enteignung nur möglich,
wenn der dauerhafte Bestand der elektrischen Leitungsanlage
an einem bestimmten Ort aus zwingenden technischen Gründen
oder mit Rücksicht auf die unverhältnismäßigen Kosten ihrer
Verlegung die Enteignung erfordert und mit bloßen Leitungs-
rechten nicht das Auslangen gefunden werden kann.72 Diese Fra-
ge kann in der Praxis nur unter Beiziehung eines Sachverständi-
gen beurteilt werden, der die technischen Voraussetzungen zu
bewerten hat.

Ob nun Leitungsrechte oder eine Dienstbarkeit eingeräumt
werden sollen, die Frage, ob das Vorhaben im öffentlichen In-
teresse liegt, spielt für die Einräumung beider Arten von
Zwangsrechten eine überragende Rolle. Über das öffentliche In-
teresse wird allerdings bereits im Rahmen des starkstromwege-
rechtlichen Bewilligungsverfahrens für das konkrete Leitungs-
projekt abgesprochen. Dementsprechend kommt dem Enteig-
nungsgegner auch Parteistellung im starkstromwegerechtlichen
Bewilligungsverfahren hinsichtlich der Frage des öffentlichen In-
teresses zu.

Da das Vorliegen einer Bewilligung notwendige Enteignungs-
voraussetzung ist, ist die Einräumung von Zwangsrechten zu-
gunsten von bewilligungsfreien Vorhaben nicht möglich. Das be-
deutet, dass zugunsten von elektrischen Leitungsanlagen bis

45.000 V, nicht jedoch Freileitungen über 1.000 V, Leitungsanla-
gen von Eigenkraftanlagen und Kabellauf- und -abführungen so-
wie dazugehörigen Freileitungstragwerken einschließlich der
Freileitungen bis 45.000 V grundsätzlich keine Zwangsrechte
möglich wären. Hier setzt aber das StWG mit einer Sonderbe-
stimmung an und räumt Projektwerber:innen für den Fall, dass
Zwangsrechte zur Realisierung derartiger Leitungsanlagen erfor-
derlich sind, ein Antragsrecht auf Durchführung eines Bewilli-
gungsverfahrens ein.73 Diesfalls wird natürlich auch die Frage des
öffentlichen Interesses erörtert.

Vor dem Hintergrund von Maßnahmen, die einer naturschutz-
rechtlichen Bewilligung bedürfen, haben die naturschutzrechtli-
chen Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen eine geradezu überra-
gende praktische Bedeutung. Grundsätzlich gilt, dass Eingriffe
in den Schutzbereich der einzelnen Landesgesetze, die den allge-
meinen und besonderen Naturschutz regeln, je nach ihrer Inten-
sität bewilligungsfähig sind. Der Grad dieser zulässigen Intensität
ist dabei von Bundesland zu Bundesland unterschiedlich.74 Am
Projekt selbst können zunächst sog Vermeidungs- oder Vermin-
derungsmaßnahmen gesetzt werden. Dabei handelt es sich im
Wesentlichen um eine Abänderung des Projekts selbst (sog pro-
jektimmanente Maßnahme). Im weitesten Sinne können dazu
auch die bspw im Bereich der Verbote des Art 5 der VSch-RL
(und ihrer Umsetzungsgesetze in Österreich) anerkannten
CEF-Maßnahmen75 gezählt werden. Insb im Rahmen des Verbots
der absichtlichen Zerstörung oder Beschädigung von Nestern
und Eiern und der Entfernung von Nestern, dem sog Lebensstät-
tenschutz, soll durch solch vorgezogene funktionserhaltende
Maßnahmen gewährleistet werden, dass der Verbotstatbestand
nachgerade nicht durch Umsetzung des eigentlichen Vorhabens
verwirklicht wird. Dies ist insb dann der Fall, wenn die Maßnah-
men im Zeitpunkt der Umsetzung des jeweiligen Projekts bereits
wirksam sind, was eine entsprechende örtliche Nähe zum Ein-
griffsort voraussetzt.76 Nicht erforderlich ist hingegen eine zeit-
liche Nähe zum eigentlichen (Ausnahme-)Genehmigungsverfah-
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ren vor der Beh, da der Zeitpunkt der Rechtskraft ja nicht zwin-
gend mit jenem des Eingriffs (Bauführung) einhergehen muss.77

Die nach Setzung von Vermeidungs- oder Verminderungs-
maßnahmen verbleibenden Eingriffe können noch weiter gemil-
dert werden, etwa durch Auflagen, Nebenbestimmungen und
Ausgleichsmaßnahmen. In der Steiermark werden Ausgleichs-
maßnahmen etwa legaldefiniert als „Ersatzleistungen, die unter
Fristsetzung auferlegt werden können und dem Ausgleich der zu
erwartenden eingriffsbedingten Auswirkungen dienen, insb die
Schaffung von Ersatzlebensräumen oder Rekultivierungsmaßnah-
men, wobei auf die räumliche und funktionelle Nähe zum Eingriff-
sort Bedacht zu nehmen ist“.78 Diese Definition weist uE eine ver-
allgemeinerungsfähige Gültigkeit auf, sodass sich Ausgleichs-
maßnahmen generell abstrakt dadurch kennzeichnen, dass sie
die Wirkungen eines Eingriffs auf die Natur abmildern können
und dem Eingriffsort sowohl örtlich als auch funktionell nahe-
stehen müssen.79

In der überwiegenden Anzahl der Bundesländer können na-
turschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen einen Eingriff über-
haupt erst bewilligungsfähig machen.80 Auch daraus zeigt sich
eindrucksvoll die hohe praktische Bedeutung der naturschutz-
rechtlichen Ausgleichsmaßnahmen für die Bewilligungsfähigkeit
von Projekten (auch) der Energiewende.

In der jüngeren literarischen Diskussion wurde bereits viel-
fach auf das Spannungsverhältnis zwischen Naturschutz und
Klimaschutz (in Form der Energie- und Netzwende) sowie die
Möglichkeit zur Abhilfeschaffung durch großzügige Ausgleichs-
maßnahmen hingewiesen.81 Dieser Ansatz ist sicherlich korrekt
und uE begrüßenswert, gleichviel stellt sich aber die Frage, was
Projektwerber:innen tun können, wenn die für die Setzung von
Ausgleichsmaßnahmen notwendigen Flächen nicht in ihrem Ei-
gentum stehen und auch keine sonstige privatrechtliche Eini-
gung mit dem Flächeneigentümer zu erzielen ist.

Die Materiengesetze können hier – so viel sei vorweggenommen
– grundsätzlich keine Abhilfe schaffen. Ihnen fehlt es an einer
entsprechenden Enteignungsbestimmung für die Schaffung von
Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen. Auch eine (zeitlich und ört-
liche beschränkte) Einräumung, bspw von Dienstbarkeiten bzw
Legalservituten, ist dem Recht der Ausgleichsmaßnahmen insge-
samt fremd.

Einen diesbezüglich eigenen Weg verfolgen hingegen die
Bundesländer Salzburg und Steiermark, in denen ein an sich
bewilligungsunfähiges Vorhaben unter gewissen Voraussetzun-
gen im Wege von Ausgleichsmaßnahmen bewilligt werden
kann.82 Dies alles ändert natürlich nichts daran, dass selbst vor-
geschriebene, physisch tatsächlich an einem bestimmten Ort/auf
einen bestimmten Grundstück durchzuführende Ersatz- und
Ausgleichsmaßnahmen nur dann auch gesichert von Bewilli-
gungswerber:innen der „Eingriffsbewilligung“ umgesetzt werden
können, wenn sie sich vorab (zivilrechtlich) die Verfügbarkeit
dieser Grundstücke auch gesichert haben; immerhin gibt es in
den NaturschutzG einerseits de lege lata einerseits keine Ent-
eignungsmöglichkeiten, andererseits – bei größeren, UVP-pflich-
tigen Vorhaben – stellt sich die Frage nach einer allfälligen Ent-
eignung gar nicht, da diese vom Anwendungsbereich des UVP-G
ausgenommen ist:83

Auf den ersten Blick scheint sich also spätestens im Bereich
der Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen das bisherige und in der
Einleitung dieser Untersuchung bereits aufgezeigte Fokussieren
des europäischen Gesetzgebers auf die regulatorischen und öf-

fentlich-rechtlichen Rahmenbedingung für den Energietransport
tatsächlich in all jenen Fällen als potentielles Problem zu mani-
festieren, wo zwar grundsätzlich (in aller Regel für Eingriffe in
den Naturhaushalt) die Bewilligungsfähigkeit einer Maßnahme,
eines Projekts oder eines Eingriffs, zumindest aber seine Aus-
gleichs- oder Ersatzfähigkeit (weil bspw die Interessenabwägung
doch nicht zugunsten des Projekts ausschlägt oder weil dennoch
ein erheblicher Eingriff verbleibt) immer dann zur Verunmögli-
chung der Umsetzung des Vorhabens zu führen, wenn die für
Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen erforderlichen Grundflä-
chen nicht in der Verfügungsgewalt der Projektwerber:innen ste-
hen. Doch dieser erste Blick trügt, zeigt uns doch – neben den
bereits vorstehend aufgezeigten Regelungen in Salzburg und in
der Steiermark – der europäische Gesetzgeber spätestens mit
Art 15e Abs 4 der RED III einen uE zumindest smarten, zur Er-
reichung der Energiewende möglicherweise erforderlichen, Aus-
weg: „Ergibt das Screening, dass ein Projekt mit hoher Wahrschein-
lichkeit erhebliche unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen [in
Bezug auf FFH und Vogelschutz-RL] haben wird, so stellt die zu-
ständige Behörde auf der Grundlage der vorhandenen Daten si-
cher, dass gegen diese geeignete und verhältnismäßige Minderungs-
maßnahmen getroffen werden. Können solche Maßnahmen nicht
getroffen werden, so stellt die zuständige Behörde sicher, dass der
Betreiber geeignete Ausgleichsmaßnahmen ergreift, um diesen Aus-
wirkungen zu begegnen, die falls keine anderen angemessenen Aus-
gleichsmaßnahmen verfügbar sind, in Form eines finanziellen
Ausgleichs für Artenschutzprogramme erfolgen können, um
den Erhaltungszustand der betroffenen Arten zu wahren oder zu
verbessern.“ (Hervorhebungen durch die Verfasser.)

MaW: Auch nach Ansicht des Unionsgesetzgebers ist, jeden-
falls im Bereich des Artenschutzes, finanzielle Kompensation
durchwegs ein gangbarer Weg, dies allerdings nur dann, wenn
der jeweilige MS einen oder mehrere Pläne zur Ausweisung spe-
zieller Infrastrukturgebiete (Vorranggebiete) angenommen hat,
da diese Voraussetzung in der Gesamtsystematik des Art 15e
der RED III schlicht erfüllt sein muss, um deren Abs 4 zur An-
wendung zu bringen. Liegen diese Voraussetzungen hingegen
aber vor, dann beinhaltet Art 15e Abs 4 der RED III tatsächlich
eine „harte“ Verpflichtung der zuständigen Beh, eben diese vor-
stehend im Wortlaut wiedergegebenen Maßnahmen zu ermögli-
chen bzw deren Umsetzung sicherzustellen. So gesehen liegen die
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naturschutzrechtlichen Regelungen in Salzburg (liest man die
§§ 51 und 3a Sbg NSchG gemeinsam) und der Steiermark
(§ 27 Abs 5 Stmk NSchG) jedenfalls ganz auf dieser Linie – dort
jedenfalls auch ohne dass die angesprochenen Vorranggebiete
ausgewiesen worden sind.

Die vorstehende Untersuchung hat gezeigt, dass zwar auf unions-
rechtlicher Ebene zur Schaffung bzw zum Ausbau der Energie-
transportinfrastruktur der Fokus ganz klar auf regulatorischen
und administrativbeh Aspekten liegt, zumindest hinsichtlich
der hier untersuchten nationalen relevanten Rechtsakte in Öster-
reich aber die zivilrechtliche Komponente insb hinsichtlich
zwangsweiser Eigentumsbeschränkungen bereits in nahezu allen
Bereichen, dem Vorprojektstadium durch die „Vorarbeitenrege-
lungen“ bzw der Ausweisungsmöglichkeit von Planungskorrido-
ren, im Umsetzungsstadium durch die Zurverfügungstellung von
entsprechenden Zwangsrechtseinräumungsmöglichkeiten, ent-
sprechend berücksichtigt ist. UE besteht einzig ein gewisser
„Aufholbedarf “ hinsichtlich der flankierenden Ergänzung der
bestehenden, in den Materiengesetzen bereits enthaltenen Mög-
lichkeiten, bei der Ermöglichung, fremden Grund und Boden in
Anspruch nehmen zu können (bei Vorliegen der entsprechenden
Voraussetzungen unions- wie auch verfassungsrechtlicher Na-
tur).

Dies offenbart freilich gleichzeitig auf der einen Seite den Ziel-
konflikt, den es nahezu schon definitionsgemäß zwischen der
Schaffung und dem Betrieb von (Energie-)Infrastruktur und Na-
tur- und Artenschutz gibt, andererseits zeigt die vorstehend er-

örterte, aber so in Österreich noch nicht umgesetzte, Regelung
des Art 15e Abs 4 der RED III auch bereits auf, in welche Rich-
tung sich die Rechtsvorschriften diesbezüglich weiterentwickeln
werden und – zur Erreichung der eingangs kurz skizzierten, uE
durchaus ambitionierten Ziele der Energiewende – vielleicht
auch müssen.
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